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1 Einführung

Das novellierte Energieversorgungsgesetz von 1998 verändert das traditionelle System der
Energieversorgung in Deutschland grundsätzlich. Insbesondere die Aufhebung der Mono-
pole, die eine Einheit von Stromerzeugung und Stromverteilung zur Folge hatten, führt zu
einer „Enträumlichung“ der Stromversorgung, mit der Folge, dass gemäß den Regeln des
offenen Marktes zunehmend allein der Preis für den Strom die Versorgungspolitik der Unter-
nehmen, aber auch das Verhalten der Kunden bestimmt.

Koppelungsgeschäfte wie z. B. die gemeinsame Erzeugung von Strom und Nutzwärme
unterliegen einseitig dem Wettbewerb auf dem Strommarkt. Die Optimierung des Primär-
energieeinsatzes durch Kraft-Wärme-Kopplung wird dadurch tendenziell unterminiert. Auch
Kopplungsgeschäfte durch den Einsatz der teureren regenerativen Energien werden im frei-
en Strommarkt behindert.

Vor der Liberalisierung stand der Energieversorger vor Ort als Monopolist in einer gewis-
sen Verantwortung gegenüber den Kunden. Er konnte (und musste) sich Akzeptanz ver-
schaffen durch die Nutzung dezentral vorhandener Potenziale. Auch zeigte er die Verbun-
denheit mit den Kunden häufig in der Rolle als örtlicher Sponsor für kulturelle oder sportliche
Veranstaltungen.

Diese örtliche Bindung zwischen Kunde und Versorgungsunternehmen eröffnete einen
Spielraum für kommunale Energie- und Klimaschutzpolitik. Sie entfällt mit der Liberalisie-
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rung des Strommarktes. Es entfällt auch die Verantwortung der Versorgungsunternehmen
gegenüber den örtlichen bzw. regionalen Potenzialen. Der Politik vor Ort werden die Verant-
wortung und die Handlungsmöglichkeiten für die Optimierung des Einsatzes der Primären-
ergieträger bei der Stromerzeugung genommen. Der integrierte, informelle Ansatz, mit
dem sich die Stadt- und Regionalplanung den Energiefragen in sog. „integrierten, örtlichen
und regionalen Energieversorgungskonzepten“ widmete, geht zu einem großen Teil verlo-
ren. Kommunale Klimaschutzpolitik wird fundamental behindert.

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und das Gesetz zur Kraft-Wärme-Kopplung
(KWKG) federn wohl die härtesten Einschnitte in den Handlungsspielraum der Kommunen
ab. Ob sie auf Dauer im liberalisierten Strommarkt Bestand haben, bleibt abzuwarten. Inwie-
weit das neue Energiewirtschaftsgesetz und insbesondere das Emissionshandelsgesetz (TEHG)
zusammen mit den Auswirkungen der Stromhandelsbörse neue Spielräume im Sinne von
optimierter integrierter Energieversorgung schaffen, ist offen. Die Erfahrung zeigt jedoch,
dass neue Rahmenbedingungen in der Regel auch neue Optimierungschancen beherber-
gen, die neuen informellen Planungsverfahren Nahrung geben können.

2 Integrierte Steuerungsansätze

2.1 Die raumplanerische Ausgangslage

In der Nachkriegszeit wurde die Energieversorgung vornehmlich als technische Fachplanung
gesehen und als solche auch in den Regional- und Bauleitplänen behandelt. Vor allem in den
älteren Plänen gehen die Aussagen kaum über die allgemeinen Zielformulierungen des
Energiewirtschaftsgesetzes von 1935 „sichere, diversifizierte und billige Energieversorgung“
hinaus. Raumplanerische Aufgaben im Bereich der Energieversorgung wurden fast ausschließ-
lich bei der Standortbewertung von geplanten Kraftwerksanlagen sowie bei der Abstim-
mung von Trassenführungen von Transportleitungen gesehen. Als Musterbeispiel kann der
in Baden-Württemberg aufgestellte „Fachliche Entwicklungsplan Kraftwerksstandorte“ (Ver-
ordnung der Landesregierung Baden-Württemberg von 1985) gelten, der Ende der 80er-
Jahre aufgehoben wurde.

Mit der so genannten Ölkrise Anfang der 70er-Jahre traten erstmals die Fragen des sparsa-
men Umgangs mit der Energie in den Vordergrund. Die aus dieser Situation hervorgegange-
nen neueren informellen Ansätze der Energiediskussion forderten die Berücksichtigung des
erkannten Zusammenhangs zwischen Siedlungsstruktur und Energieversorgung und nah-
men damit die Hochbau-, Regional- und Bauleitplanung in die Pflicht, sich intensiver mit den
Möglichkeiten der rationellen Energieversorgung und Energieverwendung zu beschäftigen.
Stichworte dazu waren die „integrierten Energieversorgungskonzepte“ (siehe BfLR 1981,
ARL 1986, Lutter 1986 etc.). Sie sind Indikatoren dafür, dass die Energiewirtschaft die rein
fachliche Ebene verlassen hatte und in das gesellschaftspolitische Bewusstsein Eingang fand.

Man stellte fest, dass die Notwendigkeit bestand, energiepolitische Fragestellungen nicht
singulär, sondern im Zusammenwirken von Ökologie, Ökonomie, Gesellschaft und Staat zu
behandeln. So wurde die Energieversorgung zu einem Paradebeispiel integrierter Analyse-
und Planungsmethoden. Diese integrierten Analysen deckten eine Vielzahl von Schwach-
stellen, aber auch Potenzialen im System der Energieversorgung auf.
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Beispielhaft sind zu nennen:

■ der Zusammenhang zwischen Siedlungsstruktur und Wärmebedarf

■ die Abhängigkeit der Gas- und Fernwärmeversorgung von der Siedlungsdichte

■ die ökonomischen Nischen für Blockheizkraftwerke (z. B. Hallenbäder, Krankenhäuser
etc.)

■ die Chancen der A-Gemeinden mit ihren Querverbundunternehmen

■ die geringe Energieeffizienz konventioneller Großkraftwerke

■ die Vorteile der Kraft-Wärme-Kopplung

■ die Ansätze dezentraler Versorgungssysteme etc.

Im Kern stand der geringe Gesamtwirkungsgrad der thermischen Großkraftwerke im Ver-
gleich zu dezentralen Blockheizkraftwerken, wie die nachfolgende Abbildung zeigt.

Quelle: ASUA 1992, S. 2

Abb. 1: Energieflüsse
verschiedener Kraftwerkstypen

Die Nutzung der (Ab-)Wärme bei der Kraft-Wärme-Kopplung erforderte eine Betrach-
tungsweise, die über den reinen Stromsektor hinausgeht.

Für eine solche fachübergreifende Problemsicht wurden als Instrumente die bereits mehr-
fach genannten „integrierten Energieversorgungskonzepte“ angeführt. Für eine Reihe von
Kommunen und Regionen wurden entsprechende Arbeiten beispielhaft durchgeführt. Be-
kannt sind die Arbeiten z. B. für Saarbrücken, Kassel, Heidenheim, Alpirsbach, Rottweil und
Oberpfalz Nord (siehe Spreer 1982). Sie unterschieden sich z. T. erheblich voneinander und
eine direkte Vergleichbarkeit war nicht gegeben.
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Gemeinsam war ihnen der Ansatz, durch möglichst exakte Analysen der Energieströme
(insbesondere des Wärmeverbrauchs), der bestehenden Energieversorgungsstruktur (Ener-
gieträger, Organisation der Energieversorgung) und der energierelevanten Siedlungsstruk-
tur, die Grundlagen der Energieversorgung für eine weiterführende integrierte Betrachtung
offenzulegen. Dies erforderte in der Regel bereits einen hohen methodischen Aufwand und
zeitintensive Analysearbeit, da die notwendigen Daten nicht direkt zugänglich sind (Lücken
in der Erhebung, Datenschutz etc.). Ziel dieser Ausgangsanalysen war die Erarbeitung von
Wärmeatlanten (siehe Dockendorff et al. 1981, Roth 1982), aus denen die Wärmedichte (der
Wärmeverbrauch) in Abhängigkeit von der Siedlungs- bzw. Bebauungsstruktur (siehe Roth
1985) hervorgeht. Gleichzeitig sollten dadurch auch potenzielle Abwärmequellen sichtbar
gemacht werden. Es ging dabei jedoch nicht ausschließlich um die Wärme. Vielmehr wurde
der Versuch unternommen, die Potenziale für die dezentrale Stromerzeugung in Kraft-Wär-
me-Koppelungsanlagen zu ermitteln.

Auf der Grundlage solcher Wärmeatlanten erfolgte vielfach die Abgrenzung von einzel-
nen Versorgungsgebieten für Gas- oder Sammelheizungsanlagen. Schließlich enthalten sehr
konkrete Studien Empfehlungen für den Ausbau von zentralen oder dezentralen Fern- bzw.
Nahwärmeversorgungsnetzen durch (Block-)Heizkraftwerke, die räumlich den analysierten
Großabnehmern von Wärme (wie z. B. beheizte Schwimmbäder, Schulen, Verwaltungsge-
bäuden, Gärtnereien) oder Abwärmeproduzenten (Industrie- und Gewerbegebiete mit ho-
hem Prozesswärmebedarf, Sammelkläranlagen) zugeordnet wurden.

Die Empfehlungen hatten jedoch keine rechtlich bindende Wirkung. Die Erarbeitung
integrierter Energieversorgungskonzepte erfolgte außerhalb formaler Planungs- und Verwal-
tungsverfahren. Es gab dafür keine Verpflichtung. Sie wurden deshalb auch nicht formal
verbindlich. Trotzdem entfalteten sie eine gewisse Eigenbindung zur Verpflichtung der be-
teiligten oder betroffenen Gemeinden und der kommunalen Versorgungsunternehmen.
Ihre direkte Wirkung auf die Bürger entfalteten sie, wenn auf ihrer Grundlage im Bebauungs-
plan die Lagerung fester oder flüssiger Brennstoffe verboten wurde. Damit sollte der recht-
lich umstrittene „Anschlusszwang“ an das Gas- oder Fernwärmenetz umgangen werden.

Im Nachhinein betrachtet, gehörte die Erarbeitung solcher „integrierter Energieversor-
gungskonzepte“ auf kommunalen und regionalen Ebenen zu den ersten „informellen“ Pla-
nungsverfahren. Sie sind aus der Erkenntnis entstanden, dass man allein durch die Optimie-
rung der Technik der Stromerzeugung und -verteilung die Probleme der Energieversorgung
nur marginal verändern kann.

Die „integrierten Energieversorgungskonzepte“ erforderten und ermöglichten eine sehr
viel breitere Problemsicht und führten in Ansätzen zum Umbau der Energieversorgung hin
zu dezentralen Versorgungssystemen. Gleichzeitig eröffneten diese dezentralen Versorgungs-
konzepte einen breiten Ansatz für eine kommunale Klimaschutzpolitik.

Zu einem großen Teil gingen die entsprechenden Aktivitäten von den kommunalen Ver-
sorgungsunternehmen aus. Es formierten sich aber auch unabhängige, von Bürgerinitiativen
angestoßene Agenda-Arbeitsgruppen, die sich der rationellen Energieverwendung und dem
Klimaschutz widmeten (siehe z. B. Arbeitskreis Klima und Energie Metzingen).
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Bundesweit haben sich „Solarmessen“, „Solartage“ und ähnliche mit Ausstellungen ge-
koppelte Vortragsveranstaltungen etabliert, so z. B. die Solarmesse in Freiburg, die Holz-
messe in Nürnberg, die Messe für regenerative Energien in Böblingen u. v. a. mehr, die
regelmäßig stattfinden.

2.2 Die Raumwirksamkeit der „integrierten Versorgungskonzepte“

Bei der Erarbeitung der „integrierten Versorgungskonzepte“ auf kommunaler und regionaler
Ebene wurde deutlich, wie sich die verschiedenen fachlichen Ebenen gegenseitig bedingen,
fördern, aber auch behindern können. Das folgende Schaubild zeigt die Zusammenhänge
beispielhaft:

Quelle: Heidemann 1990, S. 56

Abb. 2: Wirkungsgefüge einer Region
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Auf die klassische Regionalplanung übertragen, erkennt man, wie die verschiedenen Ar-
gumentationsketten zusammenlaufen: die ökologischen Forderungen nach Emissionsmin-
derung, Reduzierung der Flächeninanspruchnahme und damit Freiraumsicherung ergänzen
sich mit der Forderung nach Reduzierung des Individualverkehrs durch Förderung linienge-
bundener öffentlicher Nahverkehrssysteme.

Ebenso wie ein möglichst effizienter ÖPNV benötigen rohrleitungsgebundene Energie-
versorgungssysteme eine hohe Siedlungsdichte entlang der Leitungen. Die Stichworte sind:
hohe Wärmebedarfsdichte und damit hohe Abnehmerdichte bei der Energieversorgung
und hohe Benutzerdichte um die Haltepunkte des ÖPNV (siehe Gust 1998).

Die regionalplanerische Antwort auf diese Rahmenbedingungen ist die Konzentration
der Siedlungstätigkeit und Schwerpunktorte entlang von Nahverkehrs-/Siedlungsachsen,
verkürzt: das punkt-axiale Siedlungskonzept der Regionalplanung.

Diese Zusammenhänge wurden unter den Bedingungen vor der Liberalisierung der Ener-
giemärkte erarbeitet, wo im Schutz der Monopole dezentrale Kraft-Wärme-Kopplung und
der Ausbau des Gasversorgungsnetzes Hand in Hand vorgenommen werden konnten. Es ist
zu prüfen, welche Möglichkeiten im Zuge der Liberalisierung Fortbestand haben und ob
neue Möglichkeiten gefunden werden können.

3 Die Liberalisierung

Am 19. April 1998 trat das Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts in Kraft.
Vorausgegangen war die Kommissionsrichtlinie der EU vom 19. Dezember 1996 (siehe Bei-
trag von Schneider; Prater i. d. Band). Hintergrund war das Bestreben der EU, Wettbewerbs-
hemmnisse in allen Sparten öffentlichen und privaten Handelns abzubauen. Selbstverständ-
lich waren der EU-Wettbewerbskommission die monopolistischen Strukturen im Strom- und
Gasmarkt ein besonders wichtiger Gegenstand. Nicht nur die abgeschotteten Märkte im
Monopol, sondern auch die Quersubventionierung der Sparten in kommunalen Unterneh-
men widersprachen den Regeln des freien Wettbewerbs.

Das oben bereits verwendete Schaubild zeigt auf, wie die verschiedenen Ebenen (Set-
tings) miteinander in Verbindung stehen. Abstrahiert kann man sie als Definition einer Regi-
on als abgegrenzte räumliche Einheit bezeichnen. Das nachfolgende Beispiel einer Wüsten-
region zeigt die Zusammenhänge exemplarisch auf.

Es zeigt auch, dass sich das System insgesamt ändert, wenn sich ein Input nur in einem der
Settings vollzieht. Im Fall der Liberalisierung der Stromversorgung hat der Input im „Institutio-
nal Setting“ stattgefunden. In der Folge hat sich der ökonomische Rahmen verändert und es
zeigten sich auch indirekte Wirkungen auf den ökologischen und auf den sozialen Rahmen,
wie im Folgenden dargestellt wird.
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4 Die Auswirkung der Liberalisierung auf die integrierten Steuerungsansätze
der Raumplanung

Auf der Grundlage des Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts wurden die
bisherigen Gebietsmonopole aufgehoben. Damit hat jeder Kunde die Möglichkeit, den Strom-
anbieter frei zu wählen. Umgekehrt steht es jedem Anbieter offen, ob und wie weit er
seinen Markt ausdehnt. Damit wird die Bindung zwischen örtlichen Versorgungsunterneh-
men und Kunden aufgehoben. Die Stromversorgung wurde „enträumlicht“ (siehe Beitrag
von Monstadt i. d. Band). Gleichzeitig reduziert sich das Interesse aller Anbieter auf den
reinen Strompreis. Die Nutzung der Wärme, die bei der Stromerzeugung anfällt, spielt auf
dem freien Strommarkt keine Rolle mehr.

Der Wegfall der Gebietsmonopole gab Anlass zur Vermutung, dass es einen Konzen-
trationsprozess bei den Energieversorgungsunternehmen geben werde. Vor allem den klei-
neren Stadt- und Gemeindewerken wurde vorausgesagt, dass sie keine Überlebenschance

Abb. 3: A region in the desert: simplified example of the dependences of regional settings

Quelle: Gust 2002: 207
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im offenen Konkurrenzkampf mit den großen EVU haben werden. Die Stadt- und Gemein-
dewerke reagierten unterschiedlich. Viele gaben ihre Selbständigkeit auf und fusionierten
mit einem „großen“ Partner (wie z. B. die Stadtwerke Reutlingen mit der EnBW).

Bei diesen meist kommunal getragenen Versorgungsunternehmen wurde der Querver-
bund aufgelöst. Koppelungsgeschäfte zwischen Strom, Wasser, Gas und öffentlichem Ver-
kehr wurden damit unterbunden, was sicherlich in der Absicht der Liberalisierung lag. Gleich-
zeitig verloren jedoch die kommunalen Gremien den Einfluss auf die Stromversorgung.
Auch wird ein kommunales Engagement im Klimabündnis dadurch erschwert. Kommunal-
politische Impulse können kaum mehr umgesetzt werden.

Andere Stadt- und Gemeindewerke bildeten Stromeinkaufsgemeinschaften, um damit
auf dem offenen Markt eine Größe zu erreichen, die das Überleben sichert (wie z. B. eine
Vielzahl von kleinen Stadt- und Gemeindewerken, die sich unter dem Dach der Stadtwerke
Tübingen zur SüdWestStrom GmbH zusammengetan haben).

Sowohl die großen als auch die kleinen Energieversorgungsunternehmen verloren mit
der Aufhebung ihrer Monopole die Planungssicherheit. Gekoppelt mit einem rapiden Rück-
gang der Strompreise führte dies dazu, dass der Ausbau neuer Kraft-Wärme-Kopplungs-
Anlagen stagnierte. Auch vorhandene Anlagen gerieten unter Druck. Der Strom aus Wind-
kraft, Kleinwasserkraftwerken und Photovoltaik hatte auf dem liberalisierten Markt nach 1998
ohne Interventionen ebenfalls keine Überlebenschancen.

Das „freie Spiel der Kräfte“ auf dem liberalisierten Strommarkt drohte zum Zusammen-
bruch der Strategien zum Klimabündnis zu führen, das eine Reduzierung der CO

2
-Emissio-

nen um 50 % bis 2010 vorsieht.

Aus umweltpolitischen Erwägungen heraus wurden deshalb im Jahr 2000 das Erneuerba-
re-Energien-Gesetz (EEG) und das Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) verabschiedet.
Beide Gesetze regelten die erhöhte Einspeisevergütung in das Stromnetz. Insbesondere das
EEG hatte und hat noch weitreichendere Auswirkungen. Die garantierten Einspeisevergü-
tungen hatten einen regelrechten Boom bei Investitionen in Windkraft und Photovoltaik
ausgelöst. Viele Stromkunden wurden mit ihren Photovoltaikanlagen zu Stromproduzenten.
Solargemeinschaften bildeten sich. Zudem wurden im neuen Bau- und Raumordnungsge-
setz des Bundes aus dem Jahr 1998 Windenergieanlagen im Außenbereich privilegiert, d. h.
sie sind – ebenso wie landwirtschaftliche Gebäude – im Außenbereich auch ohne Bebau-
ungsplan zulässig. Ohne diese Gesetze wäre das politische Ziel, nämlich der Ausbau der
Kraft-Wärme-Kopplung und die Nutzung regenerativer Energien durch die Liberalisierung,
konterkariert worden. Zusammen mit der progressiven Öko-Steuer führten die Ausgleichs-
abgaben dazu, dass der Rückgang der Strompreise nur von kurzer Dauer war. Schon im Jahr
2003 lagen sie über denen von 1998.

Mit Verweis auf die riesigen Windparks in Küstennähe wuchs jedoch auch der Widerstand
gegen die Windkraftanlagen – vor allem im Binnenland. Dort werden neue Windenergiean-
lagen überwiegend restriktiv behandelt. Gleiches gilt für großflächige Photovoltaikanlagen
im Außenbereich. Langfristig werden größere Beiträge zur Stromversorgung von „offshore“-
Windparks erwartet. Die ersten Planungsverfahren sind bereits angelaufen (siehe Beitrag
von Förster i. d. Band).
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Die Raumwirksamkeit solcher Anlagen ist offensichtlich (siehe Beitrag von Fromme i. d.
Band). Die Raumplanung ist daher mit ihrer klassischen Aufgabe der Koordination von Nut-
zungsansprüchen an den Raum gefordert. Sie hat konkurrierende Nutzungsansprüche abzu-
wägen, Standorte und Trassen zu bewerten und festzulegen. Dort, wo Fehlentwicklungen
bei Windkraftanlagen zu erkennen sind, ist eine nachträgliche Steuerung möglich, wenn die
Anlagen erneuert (repowered) werden.

Schließlich aber ist die Förderung alternativer Stromerzeugung Teil der Energiepolitik der
rot-grünen Bundesregierung, die den schrittweisen Ausstieg aus der Atomenergie bis zum
Jahr 2020 beschlossen hat. Auf die nachfolgenden Regellaufzeiten hat man sich einver-
nehmlich verständigt:

Tab. 1: Regellaufzeiten der deutschen Atomkraftwerke

Quelle: nach BMU 2000: VI, XI, zitiert nach Monstadt 2002
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Daraus und aus dem Alter der bestehenden Kohlekraftwerke resultiert, dass in den näch-
sten Jahrzehnten fast der gesamte Park an Großkraftwerken erneuert werden muss. Es ist die
Frage, ob dies an vorhandenen Standorten geschehen kann oder soll oder ob neue Kraftwerks-
standorte benötigt werden (siehe Beitrag von Tietz i. d. Band).

In dem Beitrag von Wagner (s. oben) wird deutlich, dass der Strompreis im Wesentlichen
von den Durchleitungsgebühren bestimmt wird. Es müsste deshalb das Bestreben der Ener-
gieversorger sein, eine räumlich möglichst ausgeglichene Einspeisestruktur zu entwickeln,
um die Durchleitungsentfernungen zu minimieren.

Zugleich ist festzustellen, dass der Stromimport und die Einspeisung von Strom aus Off-
shore-Windenergieanlagen neue Netzstrukturen erfordern (vgl. DENA 2005). Es ist zu beob-
achten, dass sich neben neuen Stromhändlern auch unabhängige Stromerzeuger (sog. Inde-
pendant Power Producer, IPP) mit hocheffizienten Gaskraftwerken auf dem Strommarkt
etablieren. Deren Standorte sind einerseits auf vorhandene Kapazitäten in Gasfernleitungen
ausgerichtet, andererseits sind sie an einzelnen Großabnehmern orientiert, die sie direkt
versorgen. Ob sie in ein optimiertes Schema von Kraftwerksstandorten passen, ist nicht
geklärt.

Vielfach wird daher über die reine Standortplanung hinaus eine nationale Gesamtplanung
für die Stromerzeugung und die Stromverteilung gefordert. Eine solche nationale Vorsorge-
planung, die auch die internationalen Verflechtungen berücksichtigen muss, kann von der
Raumplanung nicht geleistet werden. Sie muss von der Stromindustrie (ähnlich wie die
DENA-Studie über den Netzausbau) unter Berücksichtigung raumplanerischer Vorgaben
erarbeitet werden.

5 Fazit

Ein neuer, weiter gehender Ansatz der informellen integrierten Entwicklungsplanung, so wie
er mit den „integrierten Energieversorgungskonzepten“ in den 80er- und frühen 90er-Jahren
des letzten Jahrhunderts entwickelt und teilweise auch angewandt wurde, ist durch die
Liberalisierung der Stromwirtschaft zunächst zurückgedrängt worden. Viele Stadt- und Ge-
meindewerke bedauern dies.

Die Erfahrung lehrt allerdings, dass neue gesetzliche Regelungen auch neue Spielräume
für innovative Regelungen schaffen. Es bleibt abzuwarten, inwieweit sich Nischen für infor-
melle Planungsprozesse auf dem Markt auftun, die den regenerativen Energien und dem
Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung neue Chancen geben. Ein viel versprechender Ansatz ist
evtl. die Einführung des Handels mit Energiederivaten. Aber auch die Einführung der Strom-
handelsbörse bringt neue Impulse in den Energiemarkt. So ist z. B. zu beobachten, dass
größere selbstständige Stadtwerke oder auch die in der SüdWestStrom GmbH zusammen-
geschlossenen kleineren Stadtwerke eigene Stromerzeugungskapazitäten anstreben, was
zu Beginn der Liberalisierung als undenkbar galt.
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